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Tiroler Gebietskrankenkasse 
 

Die Tiroler Gebietskrankenkasse verlautbart gemäß § 456a Abs. 3 ASVG: 
 

Anhang zur Geschäftsordnung des Vorstandes 
 

Obliegenheiten, die dem Verwaltungsausschuss übertragen werden 

§ 1. Der Vorstand überträgt dem Verwaltungsausschuss aus den nachstehenden Geschäftsführungsbereichen fol-
gende Obliegenheiten, ausgenommen sie bedürfen gemäß § 437 Abs. 1 ASVG der Zustimmung der Kontrollversamm-
lung, zur Beschlussfassung: 

 1. Melde-, Versicherungs- und Beitragsangelegenheiten 

 a) Stundungen und Ratenzahlungen, wenn der Beitragsrückstand 1 v. T. der Messzahl (ein Zwölftel der Erträge 
an Versicherungsbeiträgen laut dem letzten genehmigten Rechnungsabschluss, gerundet auf 1 Mio. €) über-
schreitet 

 b) Beitragsabschreibungen wegen Uneinbringlichkeit, wenn der Abschreibungsbetrag 0,1 v. T. der Messzahl 
überschreitet 

 c) Herabsetzung oder Verzicht auf Verzugszinsen, wenn der jeweilige Betrag 0,1 v. T. der Messzahl über-
schreitet 

 d) Zustimmung zu Ausgleichen in Insolvenzverfahren 

 e) Festsetzung von Pauschalentgelten gemäß § 44 Abs. 3 ASVG. 

 2. Vertragspartnerangelegenheiten im Gesundheitsbereich 

 a) Zustimmung zu Vertragsabschlüssen des Hauptverbandes einschließlich Änderungen und Auflösungen 

 b) Genehmigung von Vertragsmustern als Grundlage für vom Büro abzuschließende Verträge 

 3. Allgemeine und innerbetriebliche Angelegenheiten 

 a) Genehmigung von Ratenzahlungen, wenn der Rückstand 1 v. T. der Messzahl überschreitet 

 b) Abschreibung von Regress-, Unrecht- und Schadenersatzforderungen sowie Verzicht auf die Rückforderung 
von zu Unrecht erbrachten Leistungen, wenn der jeweilige Betrag 0,1 v.T. der Messzahl überschreitet 

 c) Stellungnahmen an den Hauptverband, an das Bundesministerium für Gesundheit und Frauen und an das 
Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz bei Novellierungen, Ge-
setzesvorschlägen und anderen Angelegenheiten, soweit sie von grundsätzlicher und wesentlicher Bedeu-
tung für die Kasse sind 

 d) Verwaltungsgerichtshof- und Verfassungsgerichtshofbeschwerden (auch soweit sie sich aus den Punkten 1., 
2. und § 4 ergeben) 

 e) Teilnahme an Messen, Gesundheitsveranstaltungen und die Abhaltung von Informationsveranstaltungen 
gemäß § 4 der Satzung der TGKK 

 f) in Personalangelegenheiten 

 aa) Personaleinstellung unter Berücksichtigung des § 4 Abs. 2 Z 2 und 3 

 bb) Ruhestandsversetzung (§ 32 DO.A iVm den Übergangsbestimmungen), Kündigung durch Dienstgeber 
und Entlassung 

 cc) Besetzung von Dienstposten der Gehaltsgruppen D bis F 

 dd) Einsprüche gegen Dienstbeschreibungen 

 ee) Gehalts- und Lohnvorschüsse, soweit sie über den Rahmen der bestehenden Richtlinien hinausgehen 

 ff) Sonderurlaub gemäß §§ 20 Abs. 1 DO.A, DO.B und § 19 Abs. 1 DO.C sowie das 
 Freijahr gemäß §§ 20a DO.A, DO.B und 19a DO.C 

 gg) Ratenzahlungen für Beitragsnachentrichtungen beim Nachkauf von Zeiten für die 
 Pensionsbemessung im Rahmen der Dienstordnung 

 hh) Gewährung von Reisespesen für Funktionäre 

 ii) Erlass von Richtlinien für die Gewährung von Zulagen gemäß den Bestimmungen der Dienstordnung 

 jj) Behandlung der Empfehlungen und Stellungnahmen der betrieblichen Schlichtungskommission gemäß 
§ 25a DO.A sowie gleichlautende Bestimmungen in der DO.B und DO.C.  

 

 g)  Ausschreibungen, Zuschlagsentscheidungen, Zuschlagserteilungen, Widerrufe im Zusammenhang mit nicht 
offenen und offenen Verfahren sowie Verhandlungsverfahren (ausgenommen Direktvergaben) im Unter-
schwellenbereich im Sinne des Bundesvergabegesetzes 
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 h) Abschluss und Auflösung aller Verträge, die nicht dem Gesundheitsbereich zuzuordnen sind ab einer Ver-
tragssumme von 0,5 vT bis zu 5 vT der Messzahl; bei Dauerschuldverhältnissen ist die Vertragsumme auf 
der Jahresbasis zu berechnen 

 i) Anschaffungen im Rahmen des Investitionsplanes, wenn der dafür vorgesehene Ansatz um mehr als 20 % 
überschritten wird 

 j) Anschaffungen außerhalb des Investitionsplanes, wenn keine Direktvergabe im Sinne des Bundesvergabege-
setzes vorliegt und der Betrag von 1 v. T. der Messzahl nicht überschritten wird. 

 k) Vermögensveranlagungen gem. § 446 ASVG in Form von Einlagen (langfristig), von Wertpapieren sowie in 
bestehende Wertpapier-Fonds, dies ausschließlich im dafür vorgesehenen gesetzlichen Rahmen des § 446 
ASVG. 

Obliegenheiten, die dem Leistungsausschuss übertragen werden 

§ 2. Der Vorstand überträgt dem Leistungsausschuss aus dem Geschäftsführungsbereich Leistungsangelegenheiten 
die Gewährung von Zuschüssen aus den Mitteln des Unterstützungsfonds ab dem Betrag von 0,01 v.T. der Messzahl 
nach den vom Vorstand erstellten Richtlinien für die Gewährung von Zuschüssen aus dem Unterstützungsfonds. 

Obliegenheiten, die dem Obmann übertragen werden 

§ 3. Der Vorstand überträgt dem Obmann nachstehende Obliegenheiten: 

 1. Bei Nichtgewährung durch das Büro die Bewilligung von außerordentlichem Urlaub für Bedienstete bis zu 
einer Woche 

 2. Vertretung der Tiroler Gebietskrankenkasse nach außen. 

Laufende Angelegenheiten, die dem Büro zur Besorgung übertragen werden 

§ 4. (1) Das Büro führt die administrativen Aufgaben der Tiroler Gebietskrankenkasse nach Gesetz, Satzung, Be-
schlüssen und Weisungen der Verwaltungskörper durch.   
In allen Angelegenheiten, in denen die Zuständigkeit der Ausschüsse des Vorstandes oder des Obmannes über Wert-
grenzen und/oder zeitliche Fristen bestimmt ist, ist das Büro in allen jenen Fällen zuständig, die betragsmäßig unter der 
unteren Wertgrenze liegen und/oder zeitlich in kürzerer Frist erledigt werden.  
 
Darüber hinaus überträgt der Vorstand dem Büro die Entscheidung und Durchführung der laufenden Angelegenheiten 
aus allen Geschäftsführungsbereichen, sofern diese nicht Ausschüssen des Vorstandes oder dem Obmann übertragen 
wurden. 

(2) Weiters überträgt der Vorstand dem Büro 

 1. Gewährung von Unterstützungen nach den Richtlinien für die Gewährung von Zuschüssen aus dem Unter-
stützungsfonds an den für die Leistungsabteilung ressortzuständigen Direktor bis zum Betrag von 0,01 v.T. 
der Messzahl. Dabei sind die Gewährung von Zuschüssen dem Leistungsausschuss halbjährlich zur Kenntnis 
zu bringen und Ablehnungen von Zuschüssen dem Leistungsausschuss vorzulegen. 

 2. Einstellungen von Angehörigen der Gesundheitsberufe nach DO.A und DO.B in den Eigenen Einrichtungen 
und im Ärztlichen Dienst im Rahmen eines Probemonats sowie von Reinigungskräften in den Servicestellen 

 3. die Verlängerung von auf 6 Monate befristeten Dienstverhältnissen 

 4. Änderungen der wöchentlichen Arbeitszeit 

 5. Direktvergaben im Sinne des Bundesvergabegesetzes 

 6. Abschluss, Änderung und Auflösung von Einzelverträgen im Rahmen bestehender Gesamtverträge 

 7. Abschluss, Änderung und Auflösung aller sonstigen Verträge im Sinne des VI. Teiles des ASVG, ausge-
nommen es bedarf der Zustimmung der Kontrollversammlung gemäß 437 Abs. 1 Z 6 ASVG 

Vorstandsbeschlüsse 

Mit Vorstandsbeschluss vom 20. April 1995 wurde der Anhang zur Geschäftsordnung des Vorstandes beschlossen. 

Mit Vorstandsbeschluss vom 30. Juli 1996 wurde dem Verwaltungsausschuss die Behandlung von Einsprüchen 
gegen Dienstbeschreibungen übertragen. 

Mit Vorstandsbeschluss vom 16. Dezember 1997 wurde dem Verwaltungsausschuss der Verzicht auf die Rückfor-
derung zu Unrecht erbrachter Leistungen, wenn der jeweilige Betrag 0,1 v. T. der Messzahl überschreitet, übertragen. 

Mit Vorstandsbeschluss vom 11. März 1998 wurde dem Verwaltungsausschuss die Gewährung von über einen 
Monatsbezug hinausgehenden Vorschüssen übertragen. 

Mit Vorstandsbeschluss vom 26. März 1999 wurden folgende Aufgaben übertragen: 

Verwaltungsausschuss: 

 - die Gewährung von Gehalts-, Lohn-, Pensionsvorschüssen über dem Betrag von ATS 40.000,00 

 - die Gewährung von Sonderurlaub gemäß §§ 20 Abs. 1 DO.A und DO.B sowie 19 Abs. 1 DO.C 
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 - die Gewährung von Ratenzahlungen für Beitragsnachentrichtungen beim Nachkauf von Zeiten für die Pen-
sionsbemessung im Rahmen der Dienstordnung 

 - die Gewährung von Reisespesen für Funktionäre 

Büro: 

 - die kurzfristige Einstellung von Masseuren im Haus der Gesundheit und von Reinigungskräften in den  
Servicestellen 

 - die Verlängerung von auf 3 Monate befristeten Dienstverhältnissen 

 - die Gewährung von Lohn- und Gehaltsvorschüssen bis ATS 40.000,00 

Mit Vorstandsbeschluss vom 17. September 2001 wurde dem Verwaltungsausschuss die Gewährung eines Freijah-
res gemäß §§ 20a DO.A, DO.B und 19a DO.C und dem Büro die Ermächtigung zur Gewährung von Lohn- und Ge-
haltsvorschüssen im Rahmen der bestehenden Richtlinien übertragen. 

Mit Vorstandsbeschluss vom 18. Februar 2003 wurde dem Büro die Ermächtigung erteilt, auf 6 Monate befristete 
Dienstverhältnisse zu verlängern. 

Mit Vorstandsbeschluss vom 12. August 2003 wurde eine Klarstellung der Kompetenzen bezüglich der Ausschrei-
bung, Zuschlagsentscheidung, Zuschlagserteilung und Widerruf von nicht dem Gesundheitsbereich zuzuordnenden 
Verträgen getroffen und die Kompetenz des Büros bei der Einstellung von Reinigungskräften ausgeweitet. 

Mit Vorstandsbeschluss vom 17. Feber 2004 wurden die Kompetenzen für Ausschreibungen, Zuschlagsentschei-
dungen, Zuschlagserteilungen, Widerrufe in Zusammenhang mit nicht offenen und offenen Verfahren sowie Verhand-
lungsverfahren inklusive aller Abschlüsse und Auflösungen von Verträgen, die nicht dem Gesundheitsbereich zuzuord-
nen sind, neu geregelt. 

Mit Vorstandsbeschluss vom 15. Feber 2005 wurden die Versetzungen in den Ruhestand in den Kompetenzbereich 
des Verwaltungsausschusses übertragen. 

Mit Vorstandsbeschluss vom 16. August 2005 wurden der Erlass von Richtlinien für die Gewährung von Zulagen 
in den Kompetenzbereich des Verwaltungsausschusses und die Änderungen der wöchentlichen Arbeitszeit in den Kom-
petenzbereich des Büros übertragen. 

Mit Vorstandsbeschluss vom 17.02.2011 wurden die Zuständigkeiten im Zusammenhang mit der Gewährung von 
Zuschüssen aus dem Unterstützungsfonds neu geregelt. 

Mit Vorstandsbeschluss vom 5. November 2013 wurden die Zuständigkeiten im Zusammenhang mit dem Ab-
schluss, der Änderung und der Auflösung von Einzelverträgen im Rahmen bestehender Gesamtverträge und aller sons-
tigen Verträge im Sinne des VI. Teiles des ASVG neu geregelt. 

Mit Vorstandsbeschluss vom 11. November 2014 wurden redaktionelle Fehler beseitigt, resultierend aus Ein-
schauberichten bei anderen Trägern Konturen für Bürozuständigkeiten nachgezeichnet, das Büro ermächtigt medizini-
sches Personal lt.DO.B im Rahmen eines Probemonates einzustellen, eine Klarstellung der Zuständigkeit des Verwal-
tungsausschusses bei langfristigen Veranlagungen gem. § 446 ASVG getroffen und eine Regelung für die Behandlung 
der Empfehlungen und Stellungnahmen der betrieblichen Schlichtungskommission gem. § 25a DO.A sowie gleichlau-
tende Bestimmungen in der DO.B und DO.C aufgenommen. 

Mit Vorstandsbeschluss vom 7. Februar 2017 wurde das Büro ermächtigt Angehörige der Gesundheitsberufe nach 
DO.A und DO.B im Rahmen eines Probemonates einzustellen wowie der Begriff Außenstelle(n) durch Servicestelle(n) 
ersetzt.  

Dieser Anhang zur Geschäftsordnung des Vorstandes wurde vom Vorstand der Tiroler Gebietskrankenkasse am 
7. Februar 2017 beschlossen. 
 

Der Obmann: 
 

Salzburger 

Der leitende Angestellte: 
 

Melitopulos 
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